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DIE ZEIT: Frau Wagenknecht, wer ist für Sie die 
größe re Autorität in Sachen Gerechtigkeit: Karl Marx 
oder der Papst?
Sahra Wagenknecht: Der Papst hat in deut lichen Wor-
ten kritisiert, dass die Einkommen immer mehr aus ein-
an der klaf fen. Ich glaube,  jeder Mensch mit Sinn und 
Verstand, der sich Verhältnisse anschaut, wo ein Ak-
tienanalyst das Tausendfache eines Altenpflegers ver-
dient, kann nur zu dem Schluss kommen, dass wir 
heute eine zutiefst ungerechte Gesellschaft haben.
ZEIT: Sie erwähnen Marx nicht? Wir sind erstaunt! 
Was sagen Sie zu Marx, Herr Geißler?
Heiner Geißler: Ich hätte lieber was zum Papst gesagt. 
ZEIT: Bitte!
Geißler: Seit Johannes Paul II. ist auch die katholische 
Kirche zu der Einsicht gekommen, dass das globale 
Wirtschaftssystem mit dem Evangelium nicht zu ver-
einbaren ist. Bei seinem letzten Besuch hier in Berlin 
hat Benedikt das leider sehr verzerrt. 
ZEIT: Immerhin hat er im Bundestag eine Lanze für 
die Gerechtigkeit gebrochen. 
Geißler: Aber es ist ärgerlich, dass er Augustinus falsch 
zitiert hat. Der sagt: Was wäre ein Staat ohne Gerech-
tigkeit anderes als eine große Räuberbande? Der Papst 
übersetzte iustitia einseitig mit Recht. Das ist falsch. 
Iustitia heißt Gerechtigkeit, und Gerechtigkeit ist mehr 
als Recht. Das war sicher kein Lapsus, sondern Absicht. 
ZEIT: Haben Sie überlegt, ihm das nachzurufen?
Geißler: Das mache ich jetzt bei Ihnen.
ZEIT: Und was heißt nun Gerechtigkeit?
Geißler: Ich greife mal ein Gerechtigkeitsprinzip he-
raus: iustitia commutativa, also ausgleichende Gerech-
tigkeit. Sie soll natürliche Ungleichheiten zwischen den 
Menschen vor dem Gesetz ausgleichen. Leistung und 
Gegenleistung sollen einander entsprechen ebenso wie 
Ware und Preis, Schaden und Schadensersatz. Ich fin-
de, dass die Wirklichkeit dem ins Gesicht schlägt. Teile 
dieser Wirklichkeit sind sogar verfassungswidrig.
ZEIT: Im Ernst? Arbeitgeberverbände könnten Ihnen 
entgegenhalten: Nie gab es in Deutschland mehr Er-
werbstätige als heute. Und die oberen zehn Prozent 
der Steuerzahler stehen für 60 Prozent des Steuerauf-
kommens. Die Lohnsumme steigt.
Wagenknecht: In Wahrheit haben die Arbeitenden im-
mer weniger Anteil am volkswirtschaftlichen Reich-
tum. Die größten Einkommen werden erzielt aus purem 
Vermögensbesitz, der oft auf Erbschaft oder Spekula tion 
zurückgeht. Eine Wirtschaftsordnung, in der Eigen tum 
zu nichts verpflichtet, ist verfassungswidrig. Und die 
von Ihnen genannte Zahl bezieht sich nur auf die Ein-
kommensteuer. Der größte Teil des Steueraufkommens 
kommt von den kleinen Leuten über Verbrauchssteuern. 
Geißler: Wir haben weltweit eine massive Verletzung 
des Gerechtigkeitsgebots, die von der Völkergemein-
schaft hingenommen wird. In den Favelas sterben täg-
lich Kinder, weil die Grundnahrungsmittel Teil von 
Spekulationsgeschäften und daher immer teurer ge-
worden sind. Die Preise sind keine gerechten Preise. 
Lohndumping ist die Regel. Und Schaden muss – 
siehe Finanzkrise – bekanntlich nicht von den Ur-
hebern ersetzt werden, sondern vom Steuerzahler.
Wagenknecht: Das stimmt. Deshalb will ich dieses 
Wirtschaftssystem überwinden, weil es täglich Kinder 
sterben lässt. Der Kapitalismus erfüllt nicht einmal 
seinen eigenen Anspruch auf Leistungsgerechtigkeit 
– also dass sich die Verteilung der Güter nach der 
Leistung der Menschen richtet. 
ZEIT: Klingt arg sozialdarwinistisch. Das Recht des 
Stärkeren ist doch ein urkapitalistisches Motiv.
Wagenknecht: Urkapitalistisch ist, dass eine Minder-
heit von der Arbeit der Mehrheit reich wird. Leis-
tungsgerechtigkeit schließt ein, dass jeder die Chance 
hat, seine Fähigkeiten einzubringen. Wer arbeitslos 
ist, kann das nicht. Außerdem muss eine Gesellschaft 
– unabhängig von der Leistung – immer einen men-
schenwürdigen Standard für alle ihre Mitglieder ge-
währleisten. Hartz IV ist menschenunwürdig. 
ZEIT: Starker Tobak! Herr Geißler, steigen Sie mit 
Frau Wagenknecht demnächst auf die Barrikaden, 
um das Unternehmertum abzuschaffen?
Geißler: Nicht den Unternehmer. Aber das kapitalisti-
sche System, das auch den Mittelstand massiv bedroht. 
ZEIT: Frau Wagenknecht, Sie haben ein Buch darü-
ber geschrieben, wie wir zu mehr Gerechtigkeit kom-
men: Freiheit statt Kapitalismus.
Geißler: Ich muss Ihnen leider sagen, das Buch hat den 
falschen Titel. Richtig wäre Solidarität statt Kapitalis-
mus, denn die ist heute mehr gefährdet als die Freiheit. 
Wagenknecht: Doch, der Kapitalismus gefährdet die 
Freiheit. Oder gibt es Freiheit ohne Gerechtigkeit?

Die neue Einheitsfront?Die neue Einheitsfront?
Wagenknecht, 42, und Wagenknecht, 42, und 
Geißler, 81, in BerlinGeißler, 81, in Berlin

»Nächstenliebe 
ist knallharte 
Pflicht«
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ist ein alter Traum der Menschheit. Aber wie kann er 
wahr werden? Nach einem Jahr der Staatspleiten,
Rettungsschirme und Anti-Banken-Proteste fragen wir 
auf den Seiten 65–69, was sich jetzt ändern muss
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Die Linke Sahra Wagenknecht 
und der Christdemokrat
Heiner Geißler streiten über
die Frage, ob und wie der wild
gewordene Kapitalismus
abzuschaff en ist

Geißler: Natürlich. Aber nur für wenige. Vor vierzig 
Jahren war »Freiheit statt Sozialismus« richtig, weil die-
ser nicht von vornherein identisch ist mit Solidarität. 
Wagenknecht: »Freiheit statt Sozialismus« – der Slogan 
ist falsch. Nur in einer Wirtschaftsordnung ohne pri-
vate Wirtschaftsmacht ist Freiheit für alle möglich. 
Heute wird die Demokratie Zug um Zug abgeschafft, 
indem nicht mehr gewählte Politiker regieren, sondern 
Finanzinstitute. Für deren Zockereien müssen jetzt 
Rentner, Arbeitslose und abhängig Beschäftigte bluten. 
ZEIT: Wie wollen Sie denn verhindern, dass die klei-
nen Leute besonders zu leiden haben?
Wagenknecht: Statt Lohn- und Rentenkürzungen 
brauchen wir eine drastische Vermögensabgabe für 
Millionäre. Die absurden Spekulationsgeschäfte der 
Banken müssen verboten werden. Außerdem ist eine 
Entschuldung der Staaten nötig, aber nicht zulasten 
von Riester-Sparern und Mittelschichten, sondern 
bezahlt von jenen Vermögen, die ihr rasantes Wachs-
tum nicht zuletzt Steuerdumping und Bankenrettung 
verdanken. In Deutschland hat die kleine Schicht der 
Millionäre mehr Geld, als Bund, Länder und Kom-
munen zusammen an Schulden haben. 
ZEIT: Herr Geißler, sind die Vermögenden jetzt auch 
das Feindbild der CDU?
Geißler: Das Problem sind nicht die Vermögenden, 
sondern ist die immer größere Masse der Armen. Jeder 
vernünftige Mensch muss heute Kapitalismuskritik 
üben. Die CDU will eine ökosoziale Marktwirtschaft 
und eine radikale Reform der Finanzmärkte. Die Frage 
ist, ob die Politik sich durchsetzt. In Edinburgh be-
schlossen die G-20-Staaten, die Finanzmärkte zu kon-
trollieren. Seither treten wir auf der Stelle. 
ZEIT: Warum?
Geißler: Weil Profitgier die Märkte beherrscht. Wir 
erleben, dass eine Ölplattform in der Karibik explo-
diert, die gar nicht hätte gebaut werden dürfen. Aber es 
lockte der Profit! Alle Kraftwerksblöcke in Fu ku shi ma 
waren für Erdbeben der Stärke 8,4 ausgelegt, 9 plus 
wäre aber richtig gewesen. Bei uns sind sieben Kern-
kraftwerke nicht gesichert gegen einen Absturz eines 
vollgetankten Jumbos. Warum? Profit! Profit! Die Leu-
te fragen sich natürlich: Stehen die globalen Fi nanz-
mana ger über der demokratischen Rechtsordnung? 
ZEIT: Auch Unternehmer zahlen Steuern.
Geißler: Die sind nicht gemeint. Aber wann wird end-
lich eine internationale Finanztransaktionssteuer an 
den Börsen eingeführt, die einen täglichen Umsatz von 
zwei Billionen Dollar machen? Während jeder normale 
Mensch für jede Windel und Kaffeemaschine Umsatz-
steuer zahlt, beteiligen sich die Devisenhändler und 
Spekulanten mit keinem Cent an der Finanzierung der 
Menschheitsaufgaben. Es gibt Geld wie Heu auf dieser 
Erde, nur haben es die falschen Leute. 
ZEIT: Die Chinesen haben schon den Staatskapitalis-
mus. Kann eine Rotfront es bei uns richten? 
Wagenknecht: Ich möchte keinen Staatskapitalismus, 
sondern eine neue Wirtschaftsordnung, in der Eigen-
tum nur noch durch Arbeit entsteht. Das setzt voraus, 
dass nicht mehr Firmenerben oder Hedgefonds Eigen-
tümer der großen Wirtschaftsunternehmen sind, son-
dern die Beschäftigten oder die Gesellschaft insgesamt. 
Seit der Abschaffung der Monarchie ist politische 
Macht nicht mehr vererbbar. Wenn wir eine wirkliche 
Demokratie wollen, darf auch Wirtschaftsmacht nicht 
mehr wie ein privates Gut vererbt werden.
Geißler: Volksaktien und Arbeitnehmereigentum am 
Produktivkapital sind uralte Forderungen der CDU. 
Die soziale Marktwirtschaft nach 1945 war ein geisti-
ges Bündnis zwischen dem Ordoliberalismus der Frei-
burger Schule und der christlichen Sozialethik. Aber 
wo sind die Kirchen heute? Die Theologie ist total 
spiritualisiert. Der Papst sagt, die Kirche soll sich aus 
den Dingen der Welt zurückziehen. Das ist ein grobes 
Missverständnis des Evangeliums. 
Wagenknecht: Wer die Botschaft der Nächstenliebe 
ernst nimmt, muss eigentlich Sozialist sein. Für das 
ureigenste Anliegen der Ordoliberalen, »Wer den 
Nutzen hat, muss auch den Schaden tragen«, haben 
die Banker nur Hohngelächter übrig.
ZEIT: Und der Staatssozialismus? Beim letzten Mal, 
als die ganze Welt gerecht werden sollte, waren am 
Ende Zigmillionen Menschen tot.
Wagenknecht: Das damalige Modell ist gescheitert 
und vorüber. Aber die Verbrechen Stalins rechtferti-
gen nicht, sich mit den Verbrechen des Kapitalismus 
abzufinden. An einer Neuverteilung von Einkommen 
und Eigentum führt kein Weg vorbei.


